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Die schonende Nutzung des Bodens mit Landesbeiträgen fördern 
Der Landtag begrüsste die Gesetzesvorlage über die Ausrichtung von Beiträgen f ü r  die Bodenbewirtschaftung - Eintretensdebatte und erste Lesung 

(G.M.) - Obwohl im Verlaufe der er
sten Lesung der Vorlage zahlreiche An
fragen an den Regierungsvertreter, Re
gierungschef-Stellvertreter Dr. Herbert 
Wille, gerichtet worden, war der Geset
zesentwurf über die Ausrichtung von Bei
trägen für die Bodenbewirtschaftung im 
Landtag unbestritten. Schon während der 
Eintretensdebatte zeichnete sich die 
Übereinstimmung von Regierung und 
Landtag in dieser Frage ab, als sich sämt
liche Redner für Eintreten auf die Regie
rungsvorlage aussprachen. Das Gesetz, 
das wahrscheinlich noch in diesem Jahr 
verabschiedet wird, orientiert sich an den 
neuen Forderungen zur Ausrichtung von 
Beiträgen an die Landwirtschaft, um die 
integrierte Produktionsmethode und den 
biologischen Landbau zu fördern. 

«Die Landwirtschaft befindet sich mit
ten in einer allgemeinen Aufbruchstim
mung. Neuorientierung und Anpassung 
an neue Rahmenbedingungen nimmt in 
Landwirtschaftskreisen an Aktualität zu. 
Wirtschaftliche, ökologische und interna
tionale Aspekte und Zwänge beeinflus
sen die Agrarpolitik und beschleunigen 
den Strukturwandel in der  Landwirt
schaft.» Mit diesen Worten leitete der 
FBP-Abgeordnete Dr. Ernst Walch, Prä
sident der Vereinigung bäuerlicher Orga
nisationen, sein Votum zum Bodenbe
wirtschaftungsgesetz ein und sprach sich 
nach einer eingehenden Auseinanderset
zung mit den neuen Herausforderungen 
an die Landwirtschaft für das neue Ge
setz aus. Auch Georg Schierscher (FBP) 
bezeichnete das Gesetz als einen Schritt 
in die richtige Richtung und gebrauchte 
für die Kennzeichnung seines Gemützu
standes bei der BetrachtungTterVorlage 
das Bild von «zwei lachenden und einem 
weinenden Auge». Die «lachenden Au
gen» stammten aus der Zustimmung für 
den Gesetzesentwurf in seiner Gesamt
heit, das «weinende Auge» über den 
Korrtpromiss der Regierung, den Begriff 
«standortgerecht» aus dem Zweckartikel 
zu streichen. Damit, so der FBP-Abge-
ordnete Georg Schierscher, ergebe sich 
ein Widerspruch zum Bodenschutzgesetz. 
Die von Georg Schierscher angefangene 
Diskussion in dieser Richtung setzte sich 
während der ersten Lesung fort, wobei 
sich der Landtag - teilweise schweren 
Herzens - zum Kompromiss der  Regie
rung bekennen konnte: Nur mit dieser 
Formulierung ist auch künftig möglich, 
dass Mais auf Moorböden, wie beispiels
weise in Mauren, angebaut werden kann. 

Neat: Parlamentarische 
Hürde geschafft 

Bern (AP) Die Neue Alpenbahn der 
Schweiz hat die parlamentarischen Hür
den geschafft. Der Ständerat akzeptierte 
am Donnerstag einhellig ein Postulat, 
wodurch die letzte Differenz ausgeräumt 
werden konnte. Darin wird der Bundes
rat eingeladen, den Gotthard-Basistunnel 
so zu konzipieren, dass eine allfällige 
spätere Erweiterung in Richtung Surselva 
möglich bleibt. 

Bundesrat Adolf Ogi dankte dem Rat  
für «den Mut und die Weitsicht», die 
Neue Eisenbahn-Alpentransversale 
(Neat) zügig auf die Schiene geschoben 
zu haben. Zugleich rief e r  zur Unterstüt
zung bei der  zweiten Etappe in der bevor
stehenden Volksabstimmung auf. 

Qestrickte 
Verführungen 

Allerdings gab Regierungschef-Stellver
treter Dr. Herbert Wille zu verstehen, 
dass die gesetzlichen Bestimmungen dar
auf abzielten, dass mit der verstärkten 
Förderung anderer Kulturarten der  Mais
anbau zurückgehe oder ganz aufgegeben 
werde. 

Mit einem kritischen Unterton begann 
der VU-Abgeordnete Hermann Hassler 
sein Eintretensvotum, doch schliesslich 
überwogen auch für ihn die positiven 
Aspekte der Vorlage, so dass e r  sich für 
Eintreten aussprach! Die  Kritik galt vor 
allem der fünfjährigen Zeitspanne, die 
zwischen der Eingabe der  VU-Motion 
und der Regierungsvorlage verstrich. Als 
positiv wertete Hassler jedoch, dass Re
gierungschef-Stellvertreter Wille ein um
fassendes Gesetz vorgelegt habe, was mit 
der  Motion nicht vorgesehen war. D r .  
Herbert Wille erklärte in diesem Zusam
menhang, dass er in den letzten Jahren 
immer wieder darauf verwiesen habe, 

dass zuerst das landwirtschaftliche Leit
bild erstellt und in Kraft treten müsse, 
bevor Einzelbereiche der landwirtschaft
lichen Förderung an die Hand genommen 
werden könnten. 

Für Hermann Hassler (VU) ist de r  
Zeitpunkt des Inkrafttretens des neuen 
Gesetzes eine wichtige Angelegenheit. 
Nach seinen Ausführungen sollte das G e 
setz nicht sofort nach der Verabschiedung 
durch den Landtag in Kraft gesetzt wer
den, weil sonst für die Landwirte die Zeit  
für eine Umstellung vom Maisanbau auf 
andere, höher subventionierte Kulturar-
ten zu kurz bemessen sei. Der  Landtag 
dürfte sich mit dieser Frage im Verlaufe 
der zweiten Lesung, die voraussichtlich in 
der  Dezember-Sitzung stattfindet, noch
mals darüber unterhalten. 

Aus ökologischen Überlegungen be-
grüssten auch Paul Kindle (VU) und Jo
sef Biedermann (FPB) die Regierungs
vorlage. Die Öffentlichkeit, so Kindle in 
seinen Ausführungen, müsse sich die 

Rolle der Bauern etwas kosten lassen, 
womit e r  den Übergang der heutigen 
Landwirtschaft auf die integrierte Pro
duktion und den biologischen Landbau 
meinte. Landtagsvizepräsident Bieder
mann unterstrich in seinen Ausführungen 
die Förderung der Fruchtfolge, die An
reize für eine standortgerechte Nutzung 
und die Pflege der naturkundlich und 
landschaftlich interessanten und wertvol
len Gebiete als «wesentliche Elemente» 
der Gesetzesvorlage. Besondere Aner
kennung zollte er der durch den Regie
rungsentwurf erhaltenen Möglichkeit, die 
landwirtschaftliche Bewirtschaftung nach 
den Methoden des biologischen Land
baus durch erhöhte Beitrage zu fördern: 
«Der vorliegende Gesetzesentwurf ent
spricht den ökologischen Postulaten einer 
standortgerechten Nutzung der Böden. 
Den Landwirten wird ein Anreiz gebo
ten, wirtschaftlich weniger interessante, 
aber ökologisch sinnvolle Bewirtschaf
tungsmethoden anzuwenden.» 

«Das geht in Richtung Marxismus» 
Heftige Auseinandersetzung innerhalb der VU-Fraktion über das neue Baugesetz im Landtag 

(G.M.) - Bisher hatten sich die Gemü
ter im Zusammenhang mit dem Bauge
setz vor allem an Ausnahmebewilligun
gen, an Abstandsvorschriften öder an der 
Kompetenzverteilung zwischen Land und 
Gemeinden entzündet, doch gestern 
nahm die erste Lesung des abzuändern
den Baugesetzes unvermittelt den Cha
rakter einer heftigen Auseinandersetzung 
um gesellschaftspolitische Aspekte an. 
Landtagsplräsident Dr. Karlheinz Ritter 
(VÜ) wehrte sich mit entschiedener ver
baler Heftigkeit für die Freiheit des ein
zelnen Bürgers sowie für die freie Markt
wirtschaft, womit er sich in Widerspruch 
zu Regierungschef Hans Brunhart (VU) 
setzte, der für einschränkende Massnah
men im Baugesetz eintrat. 

Die kontroverse Diskussion entzünde
te sich, nachdem zuvor schon einschrän
kende Massnahmen durch das Baugesetz 
nicht von allen Abgeordneten geteilt wor
den waren, an den verschärften Bestim
mungen über «sparsame und umweltge
rechte Energieverwendung». Nach dem 
Regierungsvorschlag, der  in dieser Hin
sicht schon in der Eintretensdebatte vom 
stellvertretenden VU-Abgeordneten 
Karlheinz Oehri kritisiert worden war, 
sollen künftig «künstliche Beschneiungs-

anlagen, beheizte Aussenplätze und 
Rampen, Aussenheizungen und Warm
luftvorhänge, elektrische Raumheizun
gen und andere ortsfeste Widerstandhei
zungen» verboten werden. Wintergärten 
und private Schwimmbäder dürfen ge
mäss diesem Vorschlag nur mit passiver 
Nutzung der Sonnenenergie beheizt 
werden. 

Nachdem sich Regierungschef Hans 
Brunhart für diese einschränkenden 
Massnahmen ausgesprochen und erwähnt 
hatte, dass bisherige Aufrufe zur sparsa
men Verwendung von Energie wenig ge
fruchtet hätten, gab Landtagspräsident 
Dr. Karlheinz Ritter mit aller Deutlich
keit zu verstehen, dass e r  die Auffassung 
des Regierungschefs in keiner Weise tei
le. Er  erklärte mit einer bisher selten zu 
beobachtenden Heftigkeit, dass er es er
staunlich finde, solche Vorschriften in un
serer freien Gesellschaft vorzufinden. 
Zwangsvorschriften sind nach seiner Auf
fassung das Eingeständnis, dass man 
nicht mehr weiter wisse. «Das geht in 
Richtung Marxismus», kennzeichnete er  
die von der Regierung vorgelegten Ein
schränkungen und forderte den Landtag 
auf, dass e r  sich zur freien Marktwirt
schaft bekennen sollte. 

De r  Einwand von Landtagsvizepräsi
dent Josef Biedermann (FBP), dass wir 
uns auch zur sozialen Marktwirtschaft be
kennen müssten, wo es gewisse Ein
schränkungen zum Wohle der Aligemein
heit gebe, ging in der heftigen Kontrover
se um die freie Marktwirtschaft unter. 

Auch die VU-Abgeordneten Patrick Hil-
ty, der sich voll zu marktwirtschaftlichen 
Kriterien bekannte, und Oswald Kranz, 
der sich einschränkende Bestimmungen 
durchaus vorstellen könnte, setzten das 
Wortgefecht der beiden VU-Gewaltigen 
fort, wenn auch auf nicht so grundsätz
licher Ebene.  

Nach dieser gesellschaftspolitischen 
Auseinandersetzung, die für einmal die 
sonst engen parteipolitischen Zwangsjak
ken sprengte und zudem in Ansätzen die 
Kunst der  freien Debatte offenbarte, 
wurde der  Eindruck verwischt, dass sich 
der Landtag vorher mit recht profanen 
Problemen der Grenzabstände und Ge
bäudehöhen beschäftigt hatte. Bei der 
2./3. Lesung der Vorlage allerdings kom
men diese Anliegen, auch wenn sich die 
Gegensätzlichkeiten in der Gesellschafts
politik noch nicht angenähert haben, 
wieder. 

Jeden Freitag Abendeinkauf bis 20.00 l / h r  

Samstag durchgehend geöffnet 
bis 16.00 U h r  

Viele neue Ideen in Tradition und Modernität 
Heute erscheint die Mode-Nummer f ü r  den Herbst lind Winter mit den aktuellen Modetrends 

Mode - jedes Jahr wieder neu und trotz Anlehnung an schon Dagewesenes immer wieder faszinierend. Auch diesen Herbst und 
Winter zeigt sich die Mode mit einer Palette neuer Ideen. A l l  diese Modetrends und Modehits sind in der Mode-Nummer des 
LIECHTENSTEINER VOLKSBLATT enthalten, die der heutigen Zeitung in einer Vierfarben-Beilage beiliegt. Die 
Redaktion zeigt die neuesten Trends auf, die Anzeigen unserer Inserenten weisen a u f  ihre Angebote hin. (Bild: Roland Korner) 

Gestern im 
Landtag 

Nachdem de r  Landtag a m  Mitt
woch abend noch die Eintretens
debatte zum Gesetz übe r  die  Aus 
richtung von Beiträgen fü r  die Bo-
denbewirtschaftung vorgenom
m e n  hat te ,  folgte a m  Donners tag 
morgen die  erste  Lesung d e r  R e 
gierungsvorlage, die bis kurz v o r  
die Mittagspause dauerte.  D i e  
Eintretensdebatte zum Baugesetz 
wurde  noch v o r  d e m  Mittag 
durchgeführt, so  dass sich das  Par
lament am frühen Nachmittag d e r  
Beratung de r  Teilrevision des  
Baugesetzes zuwenden konnte .  
Wir  fassen nachstehend die A r 
beit  des Landtags in d e r  Nachmit
tagssitzung zusammen.  

Für Bodenbewirtschaftungs
beiträge 

Geschlossen sprach sich d e r  
Landtag, siehe auch nebenstehen
d e r  Beitrag, für die Ausrichtung 
de r  vorgesehenen Bodenbewirt
schaftungsprämien aus. Das  von 
Regierungschef-Stellvertreter D r .  
Herber t  Wille im Sinne des land
wirtschaftlichen Leitbildes vorge
legte Gesetz erhielt grundsätzlich 
die Zustimmung des Landtags. 
Diskutiert wurde der Kompro
miss, das künftig auch au f  Moor
böden noch Maisanbau möglich 
ist, doch gab der  Landtag seine 
Zustimmung nach d e m  Hinweis 
des Regierungsvertreters, wonach 
mit tieferen Beiträgen fü r  Maisan
bau diese Kulturart nach und  nach 
aus diesen Gebieten verschwin
den sollte. Die endgültige Ent
scheidung über  diese Frage wird 
in der  2./3. Lesung fallen. 

Freiheit gegen Baugesetz 
Nachdem in de r  Eintretensde

batte die Revision des Baugeset
zes ebenfalls grundsätzlich be-
grüsst worden war, geriet die erste 
Lesung gegen Schluss zu einer 
Auseinandersetzung innerhalb 
der  VU-Vertreter  von Regierung 
und Landtag über  gesellschaftspo
litische Vorstellungen. Insbeson
dere Landtagspräsident Dr .  Karl
heinz Ritter (VU) sprach sich ve
hement  für mehr  Freiheit und ge
gen Einschränkungsmassnahmen 
aus, während Regierungschef 
Hans  Brunhart  (VU) für Be
schränkungen plädierte. Auch das 
Baugesetz wurde in erster  Lesung 
behandelt,  mit  etlichen Anfragen 
an  den  Regierungsvertreter, der  
Auskunft über  Ausnahmebewilli
gungen, über  Bauabstände und 
Dachformen zu geben hatte.  In
teressant dürfte nach diesem 
Schlagabtausch die weitere Be
handlung im Rahmen  d e r  2./3. 
Lesung werden.  

Ergänzungsleistungen 
A m  späteren Nachmittag nahm 

der  Landtag  die Abänderung des 
Gesetzes über  die Ergänzungslei
stungen zur A H V  u n d  I V  in An
griff, darauf  folgte die Genehmi
gung des Kredites für  d ie  Gewäh
rung eines Landesbeitrags an die 
Besoldung d e r  Primarlehrer und 
de r  Gemeindeförster.  

Bis zu jenem Zeitpunkt  hatte 
der  Landtag erst knapp die Hälfte 
der  21. Punkte  umfassenden Ta
gesordnung behandelt .  In einer 
Abendsitzung, übe r  die wir in un
serer  nächsten Ausgabe berichten 
werden,  wurden die weiteren 
Traktanden in Angriff ge
nommen .  


